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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Empfehlung für eine Verordnung (EWG) des Rates über den Abschluß eines 
Abkommens über handeispolitische Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Repubiik Sri Lanka 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEIMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 113 und 114, 

auf Empfehlung der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das Abkommen über handelspolitische Zusam- 
menarbeit zwischen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Republik Sri Lanka ist zu 
schließen - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Das beigefügte Abkommen über handelspolitische 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Sri Lanka wird 
im Namen der Gemeinschaft geschlossen. 


Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, die zur 
Unterzeichnung des Abkommens befugten Personen 
zu bestellen und ihnen die Vollmachten zu übertra- 
gen, die erforderlich sind, um für die Gemeinschaft 
verbindlich zu handeln. 


Artikel 3 

Die Gemeinschaft wird in dem in Artikel 8 des Ab- 
kommens vorgesehenen Gemischten Ausschuß durch 
die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vertreten, die von den Vertretern der Mitgliedstaa- 
ten unterstützt wird. 


Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, GoethestraBe 56. Telefon 0 22 21 / 36 35 51 
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Abkommen über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Handels 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Repubiik Sri Lanka 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

einerseits, 

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK SRI LANKA 
andererseits - 

eingedenk der freundschaftlichen Beziehungen 
und historischen Bindungen zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und der Republik Sri Lanka und ihres gemeinsamen 
Wunsches, ihre Handels- und Wirtschaftsbeziehun- 
gen zu festigen und auszubauen, 

entschlossen, ihre Wirtschafts- und Handels- 
beziehungen auf der Grundlage vergleichbarer Vor- 
teile und gegenseitigen Nutzens zu festigen, zu ver- 
tiefen und vielseitiger zu gestalten, 

in der Überzeugung, daß die moderne Handels- 
politik ein wichtiges Werkzeug zur Förderung der 
internationalen Zusammenarbeit auf wirtschaft- 
lichem Gebiet ist, 

in Bekräftigung ihres gemeinsamen Wunsches, 
ihren Beitrag zu einer neuen Phase internationaler 
Zusammenarbeit auf wirtschaftlichem Gebiet zu lei- 
sten und die Entfaltung ihrer menschlichen und 
materiellen Kräfte auf der Grundlage von Freiheit, 
Gleichheit und Gerechtigkeit zu fördern - 

HABEN BESCHLOSSEN, 

ein Abkommen über handelspolitische Zusammen- 
arbeit zu schließen, und haben hierfür als Bevoll- 
mächtigte ernannt: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN: 

DIE REGIERUNG DER REPUBLIK SRI LANKA: 

Diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten wie folgt übereingekom- 
men; 


Artikel 1 

Die Vertragsparteien sind entschlossen, den Handel 
auf der Grundlage vergleichbarer Vorteile und 
gegenseitigen Nutzens auszuweiten, um zum wirt- 
schaftlichen und sozialen Fortschritt und zur Ver- 
besserung der Handelsbilanzen beider Vertrags- 
parteien auf einem möglichst hohen Niveau beizu- 
tragen. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien wenden in ihren Handels- 
beziehungen die Meistbegünstigungsklausel nach 
Maßgabe des Allgemeinen Zoll- und Handelsab- 
kommens an. 

Artikel 3 

Die Vertragsparteien räumen einander bei der Ein- 
fuhr und Ausfuhr den höchsten Liberalisierungsgrad 
ein, den sie gegenüber dritten Ländern allgemein 
anwenden; sie bemühen sich, bei den für die eine 
oder andere Vertragspartei wichtigen Erzeugnissen 
im Rahmen dessen, was mit ihrer Politik und ihren 
jeweiligen Verpflichtungen vereinbar ist, möglichst 
weitgehende Erleichterungen zu schaffen. 


Artikel 4 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Auswei- 
tung und Diversifizierung ihres Handels auf einem 
möglichst hohen Niveau zu fördern. Sie treffen zur 
Erreichung dieses Ziels alle zweckdienlichen Maß- 
nahmen, einschließlich besonderer Maßnahmen, die 
sich aus der Struktur und den Möglichkeiten ihres 
Handels ergeben. 

Artikel 5 

Die Vertragsparteien können ihre Zusammenarbeit 
auf wirtschaftlichem Gebiet, soweit sie mit dem 
Handel in für beide wichtigen Bereichen in Bezie- 
hung steht, unter Berücksichtigung der Entwicklung 
ihrer eigenen Wirtschaftspolitik verstärken. 


Gemäß Artikel 2 Satz 1 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7. April 1975 - 1/4 -* 680 70 - E - Sr 1/75: 

Die Empfehlung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 12, März 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu der genannten 
Kommissionsempfehlung ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Artikel 6 

Die Vertragsparteien vereinbaren, zur Durchführung 
der Artikel 4 und 5 Fühlungnahmen und Zusammen- 
arbeit zwischen ihren Wirtschaftsorganisationen zu 
fördern und die zu diesem Zweck geschaffenen oder 
gegebenenfalls zu schaffenden Einrichtungen zu 
unterstützen, 

Artikel 7 

Die Vertragsparteien bemühen sich, die Zusammen- 
arbeit im Handel und in verwandten Wirtschafts- 
bereichen mit dritten Ländern zu verstärken, soweit 
es in ihrem beiderseitigen Interesse liegt. 

Artikel 8 

1. Es wird ein Gemischter Ausschuß eingesetzt, der 
aus Vertretern der Gemeinschaft und Vertretern 
der Republik Sri Lanka besteht. Der Gemischte 
Ausschuß tritt einmal jährlich zusammen. Wei- 
tere Tagungen können auf Antrag einer Ver- 
tragspartei im gemeinsamen Einvernehmen ein- 
berufen werden. 

2. Der Gemischte Ausschuß legt seine Geschäftsord- 
nung und sein Arbeitsprogramm fest. 

3. Der Gemischte Ausschuß kann Fachausschüsse 
einsetzen, die ihn bei der Erfüllung bestimmter 
Aufgaben unterstützen. 

Artikel 9 

Der Gemischte Ausschuß sorgt für das ordnungs- 
gemäße Funktionieren dieses Abkommens und er- 
arbeitet und empfiehlt praktische Maßnahmen zur 
Erreichung der darin gesetzten Ziele. Er untersucht 
alle Schwierigkeiten, die die Entwicklung und Diver- 
sifizierung des Handels zwischen den Vertragspar- 
teien behindern könnten. 

Artikel 10 

Der Gemischte Ausschuß hat insbesondere die Auf- 
gabe, 

a) Mittel und Wege zu untersuchen und auszu- 
arbeiten, um die Handelshemmnisse, insbeson- 
dere die nichttariflichen und zollähnlichen 
Hemmnisse, in den verschiedenen Bereichen des 
Handels zu beseitigen, wobei die einschlägigen 
Arbeiten der auf diesem Gebiet tätigen inter- 
nationalen Organisationen zu berücksichtigen 
sind; 

b) nach Mitteln und Wegen zu suchen, um die Ent- 
wicklung der Zusammenarbeit zwischen den Ver- 
tragsparteien in Wirtschaft und Handel zu för- 
dern, soweit dies die Entwicklung und Diversi- 
fizierung des Handels fördern würde; 

c) Informationsaustausch und Fühlungnahmen in 
allen Fragen zu erleichtern und zu fördern, die 


die Zusammenarbeit zwischen den Vertragspar- 
teien auf wirtschaftlichem Gebiet auf einer bei- 
derseits vorteilhaften Grundlage sowie die Schaf- 
fung günstiger Voraussetzungen für diese Zu- 
sammenarbeit betreffen. 

Artikel 11 

Der Gemischte Ausschuß sorgt auch für das ord- 
nungsgemäße Funktionieren der sektoralen Abkom- 
men zwischen den Vertragsparteien und übt dazu 
die Befugnisse aus, die den nach Maßgabe dieser 
Abkommen eingesetzten oder gegebenenfalls ein- 
zusetzenden Gemischten Ausschüssen Überträgen 
waren. 

Artikel 12 

Die Bestimmungen dieses Abkommens ersetzen die 
Bestimmungen der zwischen Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft und Sri Lanka geschlossenen Abkom- 
men, soweit diese mit ihnen unvereinbar oder iden- 
tisch sind. 

Artikel 13 

Dieses Abkommen gilt für die Gebiete, in denen der 
Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft nach den in diesem Vertrag fest- 
gelegten Bedingungen Anwendung findet, und für 
die Gebiete, in denen die Verfassung der Republik 
Sri Lanka gilt. 

Artikel 14 

Die Anhänge I bis IV sind Bestandteil des Ab- 
kommens. 

Artikel 15 

1. Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Mo- 
nats, der auf den Tag folgt, an dem sich die Ver- 
tragsparteien gegenseitig mitgeteilt haben, daß 
die hierzu erforderlichen Verfahren abgeschlos- 
sen sind, in Kraft. 

2. Dieses Abkommen wird für die Dauer von fünf 
Jahren geschlossen und wird jeweils um ein 
weiteres Jahr verlängert, wenn es nicht sechs 
Monate vor dem Zeitpunkt seines Ablaufs von 
einer Vertragspartei gekündigt worden ist. 

3. Die Vertragsparteien können dieses Abkommen 
jedoch jederzeit im gemeinsamen Einvernehmen 
ändern, um neuen Gegebenheiten in der Wirt- 
schaft sowie der Entwicklung der eigenen Wirt- 
schaftspolitik Rechnung zu tragen. 

Artikel 16 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften abgefaßt, 
jede in dänischer, deutscher, englischer, franzö- 
sischer, italienischer, niederländischer und sinhala- 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen ver- 
bindlich ist. 
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Anhang I 


Gemeinsame Erklärung zu Artikel 8 des Abkommens 

1. Die Vertreter der Vertragsparteien im Gemisch- 
ten Ausschuß übermitteln die vereinbarten Emp- 
fehlungen jeweils ihren Behörden zu möglichst 
rascher und umfassender Beratung und Durch- 
führung. Ist der Gemischte Ausschuß außer- 
stande, eine Empfehlung über eine von einer 
Vertragspartei als dringend oder wichtig ange- 
sehene Angelegenheit abzugeben, so unterbreitet 
er den Standpunkt beider Vertragsparteien den 
jeweiligen Behörden zur weiteren Beratung. 

2. Bei der Ausarbeitung von Vorschlägen und Emp- 
fehlungen berücksichtigt der Gemischte Ausschuß 
in angemessener Weise die Entwicklungspläne 
Sri Lankas und die Entwicklung der Wirtschafts-, 
Industrie-, Sozial-, Umwelt- und Wissenschafts- 
politik der Gemeinschaft sowie den Stand der 
Wirtschaftsentwicklung beider Vertragsparteien. 

3. Der Gemischte Ausschuß prüft die Möglichkeiten 
für einen wirksamen Einsatz aller Instrumente, 
die neben den Meistbegünstigungszollsätzen und 
den allgemeinen Präferenzen zur Verfügung ste- 
hen, um den Handel mit für die Republik Sri 
Lanka wichtigen Erzeugnissen zu fördern, und 
spricht geeignete Empfehlungen aus. 
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Anhang II a 

Herr Botschafter! lieh der nachstehend aufgeführten Waren, die für 

die Republik Sri Lanka besonders wichtig sind, zur 
Bei den Beratungen, die am heutigen Tage zum Bindung der bereits autonom angewandten Zoilsen- 

Abschiuß des Abkommens über handelspolitische kungen und -aussetzungen bereit. Diese Zugeständ- 

Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirt- nisse gelten solange, bis sie mit Zustimmung beider 

Schaftsgemeinschaft und der Republik Sri Lanka ge- Vertragsparteien im GATT bestätigt oder geändert 

führt haben, erklärte sich die Gemeinschaft hinsicht- werden. 


Liste der betroffenen Waren 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 

1 

Warenbezeichnung 

_J 

Vorgeschlagene 

Bindung 

V. H. 

08.01 

' Datteln, Bananen, Ananas, Mangofrüchte, Mangostanfrüchte, 

Avocatofrüchte, Guaven, Kokosnüsse, Paranüsse, Kaschu-Nüsse, 

' frisch oder getrocknet, auch ohne Schalen: 

1 



1 ex E: getrocknete Schnitzel von Kokosnüssen 

2 

09.02 

Tee: 



1 

A. in unmittelbaren Umschließungen mit einem Gewicht des 
Inhalts von 3 kg oder weniger 

j 

5 


' B. anderer 

. 1 

frei 

09.04 

1 

' Pfeffer der Gattung „Piper"; Früchte der Gattungen „Capsicum" 

1 und „Pimenta": 



A. weder gemahlen noch sonst zerkleinert: 



I. Pfeffer der Gattung „Piper": 

a) zum industriellen Herstellen von ätherischen ölen oder 
von Resinoiden 

frei 

09.06 

1 

Zimt und Zimtblüten: 

1 



! A. gemahlen 

10 


B. andere 

8 

09.08 

' Muskatnüsse, Muskatblüte und Kardamomen: 

B. gemahlen oder sonst zerkleinert: 

III. Kardamomen 

frei 

41.02 

Rind- und Kalbleder (einschließlich Büffelleder}, Roßleder und 
Leder von anderen Einhufern, ausgenommen Leder der Tarifnr. 

1 41.06 bis 41.08: 

i 


A. indisches Kipsleder, ganz, auch ohne Kopf und Füße, mit 
einem Stückgewicht von 4,5 kg oder weniger, nur pflanzlich 
gegerbt, auch weiterbearbeitet, jedoch augenscheinlich zum 
unmittelbaren Herstellen von Lederwaren nicht verwendbar 

! 

1 frei 


a) die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzungen 


Wir wären Ihnen verbunden, wenn Sie uns das Genehmigen Sie, Herr Botschafter, den Ausdruck 
Einverständnis der Regierung der Republik Sri unserer ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Lanka mit diesem Schreiben bestätigen wollten. 

Im Namen des Rates 

S.'e. Herrn Botschafter TilakE.Gooneratne, der Europäischen Gemeinschaften 

Leiter der Delegation von Sri Lanka 
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Anhang II b 

Herr Vorsitzender! 

Ich beehre mich, den Empfang Ihres heutigen wie 
folgt lautenden Schreibens zu bestätigen; 

„Bei den Beratungen, die am heutigen Tage zum 
Abschluß des Abkommens über handelspolitische 
Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Republik Sri Lanka ge- 


führt haben, erklärte sich die Gemeinschaft hinsicht- 
lich der nachstehend aufgeführten Waren, die für 
die Republik Sri Lanka besonders wichtig sind, zur 
Bindung der bereits autonom angewandten Zollsen- 
kungen und -aussetzungen bereit. Diese Zugeständ- 
nisse gelten solange, bis sie mit Zustimmung beider 
Vertragsparteien im GATT bestätigt oder geändert 
werden. 


Liste der betroffenen Waren 


Nummer des 
Gemeinsamen 
Zolltarifs 


08.01 


09.02 


09.04 


1 

Warenbezeichnung 

Vorgeschlagene 

Bindung 

V. H. 

Datteln, Bananen, Ananas, Mangofrüchte, Mangostanfrüchte, 
Avocatofrüchte, Guaven, Kokosnüsse, Paranüsse, Kaschu-Nüsse, 
frisch oder getrocknet, auch ohne Schalen: 

ex E: getrocknete Schnitzel von Kokosnüssen 

2 

Tee: ' 

A. in unmittelbaren Umschließungen mit einem Gewicht des 
Inhalts von 3 kg oder weniger 

5 

B. anderer 

1 frei 

Pfeffer der Gattung „Piper"; Früchte der Gattungen „Capsicum" 
und „Pimenta": 

A. weder gemahlen noch sonst zerkleinert: 

I. Pfeffer der Gattung „Piper": 

a) zum industriellen Herstellen von ätherischen Ölen oder 
von Resinoiden 

1 

frei 


09.06 I Zimt und Zimtblüten; 
j A. gemahlen 

! B. andere 


09.08 I Muskatnüsse, Muskatblüte und Kardamomen; 

' B. gemahlen oder sonst zerkleinert: 

I IIL Kardamomen 

41.02 Rind- und Kalbleder (einschließlich Büffelleder), Roßleder und 

j Leder von anderen Einhufern, ausgenommen Leder der Tarifnr. 
41.06 bis 41.08: 

A. indisches Kipsleder, ganz, auch ohne Kopf und Füße, mit 
einem Stückgewicht von 4,5 kg oder weniger, nur pflanzlich 
gegerbt, auch weiterbearbeitet, jedoch augenscheinlich zum 
I unmittelbaren Herstellen von Lederwaren nicht verwendbar 


10 

8 


frei 


frei 


a) die Zulassung zu diesem Absatz unterliegt den von den zuständigen Behörden festzusetzenden Voraussetzungen 


Wir wären Ihnen verbunden, wenn Sie uns das 
Einverständnis der Regierung der Republik Sri 
Lanka mit diesem Schreiben bestätigen wollten." 

Ich beehre mich, Ihnen das Einverständnis der 


Regierung der Republik Sri Lanka mit diesem Schrei- 
bei zu bestätigen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 


An den 
Herrn , . . 

Leiter der Delegation der EWG 


Für die Regierung 
der Republik Sri Lanka 
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Anhang III 


Erklärung der Gemeinschaft über Zolltarifanpassungen 

Die Gemeinschaft hat am 1. Juli 1971 auf der Grund- 
lage der Entschließung Nr. 21 (II) der Zweiten Welt- 
handelskonferenz von 1968 autonom ein Schema der 
allgemeinen Zollpräferenzen in Kraft gesetzt. Die 
Gemeinschaft ist bereit, im Zuge ihrer Bemühungen 
um eine Verbesserung dieses Schemas das Interesse 
der Republik Sri Lanka an der Ausweitung und Ver- 
tiefung ihrer Handelsbeziehungen mit der Gemein- 
schaft zu berücksichtigen. 

Die Gemeinschaft ist ferner bereit, im Gemischten 
Ausschuß die Möglichkeiten weiterer Zolltarifanpas- 


sungen zur Förderung der Entwicklung des Handels 
zwischen der Republik Sri Lanka und der Gemein- 
schaft zu prüfen. 

Die Gemeinschaft nimmt zur Kenntnis, daß die Re- 
publik Sri Lanka gleichfalls bereit ist, im Gemisch- 
ten Ausschuß etwaige Vorschläge der Gemeinschaft 
über Zolltarifanpassungen der Republik Sri Lanka 
im Hinblick auf die Förderung des Handels zwischen 
den Vertragsparteien zu prüfen, wobei den Entwick- 
lungsbedürfnissen der Republik Sri Lanka Rechnung 
getragen wird. 
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Anhang IV 


Erklärung der Republik Sri Lanka über Zolltarifanpassungen 


Die Republik Sri Lanka nimmt zur Kenntnis, daß die 
Gemeinschaft bereit ist, im Zuge ihrer Bemühungen 
um eine Verbesserung des Schemas der allgemeinen 
Präferenzen das Interesse der Republik Sri Lanka an 
der Ausweitung und Vertiefung ihrer Handels- 
beziehungen mit der Gemeinschaft zu berücksich- 
tigen. Die Republik Sri Lanka wird in diesem Zu- 
sammenhang der Gemeinschaft die Punkte zur Prü- 
fung unterbreiten, in denen das Schema der all- 
gemeinen Präferenzen der Gemeinschaft, insbeson- 
dere im Zusammenhang mit der gemeinsamen Ab- 
sichtserklärung, verbessert werden kann. 

Die Republik Sri Lanka nimmt ferner zur Kenntnis, 
daß die Gemeinschaft gleichfalls bereit ist, im Ge- 
mischten Ausschuß die Möglichkeiten weiterer Zoll- 


tarifanpassungen zur Förderung der Entwicklung des 
Handels zwischen der Republik Sri Lanka und der 
Gemeinschaft zu prüfen. 

In diesem Zusammenhang wird die Republik Sri 
Lanka der Gemeinschaft die Liste der Waren, für die 
Zollzugeständnisse gewünscht werden, zur Prüfung 
im Gemischten Ausschuß vorlegen. 

Die Republik Sri Lanka ist auch bereit, im Gemisch- 
ten Ausschuß etwaige Vorschläge der Gemeinschaft 
über Zolltarifanpassungen der Republik Sri Lanka 
im Hinblick auf die Förderung des Handels zwischen 
den Vertragsparteien zu prüfen, wobei den Entwick- 
lungsbedürfnissen der Republik Sri Lanka Rechnung 
getragen wird. 
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Begründung 

1. Am 15. Oktober 1974 hat der Rat die Kommis- 
sion ermächtigt, Verhandlungen mit Sri Lanka im 
Hinblick auf den Abschluß eines Abkommens übei 
handelspolitische Zusammenarbeit aufzunehmen. 
Der Rat hat gleichzeitig eine Reihe von Richtlinien 
für diese Verhandlungen gebilligt. 

2. Am 5. November und 3./4. Dezember 1974 haben 
zwei Verhandlungsrunden stattgefunden; beide 
Male wurde der durch Artikel 113 des Rom-Vertra- 
ges gegründete Sonder-Ausschuß getrennt einberu- 
fen, um die Kommission in bestimmten Einzelfragen 
zu beraten. 

Am Ende der zweiten Verhandlungsrunde einigten 
sich beide Delegationen über den Inhalt der nach- 
stehenden Texte (in englischer Fassung), unter Be- 
rücksichtigung der in Paragraph 3 bis 5 weiter auf- 
geführten Bemerkungen und Vorbehalte: 

— Das Abkommen über handelspolitische Zusam- 
menarbeit zwischen der Europäischen Gemein- 
schaft und der Republik Sri Lanka; 

— • Anlage I: Gemeinsame Erklärung gemäß Artikel 
8 des Abkommens (die bestimmte Aspekte der 
Tätigkeit des Gemischten Ausschusses betrifft); 

— Anlage II: Briefwechsel über bestimmte von der 
Gemeinschaft gewährte Zollzugeständnisse; 

— Anlage III: Erklärung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft über Zollangleichungen; 

— Anlage IV: Erklärung der Republik Sri Lanka 
über Zollangleichungen. 

3. Hingewiesen sei insbesondere auf Artikel 3 des 
vorgeschlagenen Abkommens, das sich sehr eng an 
den entsprechenden Artikel des indischen Abkom- 
mens anlehnt. Zwei Abweichungen wurden jedoch 
vorgenommen: 

a) Der Wortlaut „sie treten in Beratungen ein, um 
(möglichst weitgehende Erleichterungen zu schaf- 
fen)" wurde durch „sie bemühen sich, (möglichst 
weitgehende Erleichterungen zu schaffen)" er- 
setzt. 

Es schien nicht angebracht in einen Artikel, der 
die Verpflichtungen der Vertragsparteien fest- 
legt, eine Richtlinie für den Gemischten Ausschuß 
einzufügen. Gleichzeitig war man darauf bedacht, 
den Vertragsparteien keine zwingenden Ver- 
pflichtungen aufzuerlegen. 

b) Das indische „Modell" enthält die Formulierung 
„weitestgehende Erleichterungen für Erzeugnisse, 
die für beide Vertragsparteien von Interesse 
sind" (zu schaffen). Im Abkommen von Sri Lanka 
wurde in dem entsprechenden Satz das Wort 
„Erzeugnisse" in „Waren und Dienstleistungen" 
geändert. Was die Einbeziehung der Dienstlei- 


stungen anbetrifft, so wird dieser Begriff durch 
die Verhandlungsrichtlinien über handelspoli- 
tische Zusammenarbeit voll gedeckt, und die 
Kommission ist überzeugt, daß dieser Zusatz 
eine erhebliche Verbesserung gegenüber dem 
indischen Text darstellt. Die Delegation von Sri 
Lanka erklärte sich schließlich mit einem Wort- 
laut von Artikel 3 einverstanden, der die Dienst- 
leistungen einschließt. Als diese Formulierung 
im Ausschuß 113 erörtert wurde, stimmten acht 
Mitgliedstaaten dafür, eine Delegation machte 
jedoch Vorbehalte geltend. 

4. In den Verhandlungsrichtlinien wurde die Kom- 
mission aufgefordert, die Bedingungen zu erkunden, 
unter denen die Gemeinschaft von Sri Lanka eine 
einseitige Verpflichtungserklärung für den nicht dis- 
kriminierenden Zugang zu seinen Bodenschätzen 
erlangen könnte. Die Delegation von Sri Lanka er- 
klärte in Sondierungsgesprächen, daß ihre Behörde 
nicht bereit sei, eine solche Verpflichtung einzu- 
gehen; nur eine Bindung auf der Grundlage völliger 
Gegenseitigkeit käme für sie in Betracht und diese 
sollte sich im wesentlichen im Rahmen der Bestim- 
mungen von Artikel 3 halten. 

Im Ausschuß 113 wurde jedoch daran erinnert, daß 
mindestens zwei Mitgliedstaaten dem Grundsatz der 
Gegenseitigkeit nicht zustimmen können. Außerdem 
sei es fraglich, ob eine Erklärung, die mehr oder 
weniger einer Auslegung des Inhalts von Artikel 3 
entspricht, für die Gemeinschaft von Interesse sein 
könne. Unter diesen Umständen, und da eine Klau- 
sel über Zugang zu Bodenschätzen praktisch keine 
Erweiterung des Artikels 3 bewirke und sie auch 
nicht als unerläßlicher Bestandteil eines Abkommens 
über handelspolitische Zusammenarbeit betrachtet 
werden könne, hat die Kommission den Gedanken 
nicht weiter verfolgt. 

Zu bemerken ist ferner, daß, wenn einer Vertrags- 
partei beim Einkauf von Rohstoffen auf nichtdiskri- 
minierender Grundlage Schwierigkeiten entstehen 
sollten, so kann diese Frage auf Grund verschiede- 
ner Bestimmungen des Vertrages im Gemischten 
Ausschuß aufgeworfen werden. 

5. Sri Lanka hat, wie schon bei den Erörterungen 
über die Verhandlungsrichtlinien besprochen, kurz 
vor Verhandlungsbeginn für sechs Erzeugnisse, die 
für Sri Lanka besonders wichtig sind, Zollzugeständ- 
nisse beantragt. Die Zollzugeständnisse würden in 
Form einer Erklärung von der Gemeinschaft ge- 
währt, durch die sie sich zur Bindung der bereits 
autonom angewandten Zollsenkungen bzw. -ausset- 
zungen für die vereinbarten Waren bereit erklärt. 

Bei vier dieser Erzeugnisse, für die ein ähnliches 
Zugeständnis bereits im Abkommen über handels- 
politische Zusammenarbeit mit Indien besteht, sollte 
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es keinerlei Schwierigkeiten geben. Was die rest- 
lichen beiden Erzeugnisse angeht, nämlich getrock- 
nete Schnitzel von Kokosnüssen und Zimt, so wurde 
durch Handelsstatistiken festgestellt, das Sri Lanka 
dafür nicht nur ein bedeutender Lieferant ist, son- 
dern auch 70 V. H. bzw. 25 v. H. der Gesamteinfuhr 
der Gemeinschaft im Jahre 1973 trug. Die von der 
Delegation Sri Lankas vorgelegte Liste wurde daher 
von der Gemeinschaft nach Anhörung des Ausschus- 
ses 113 gebilligt und ist Gegenstand des Briefwech- 
selentwurfs, der dem empfohlenen Abkommen als 
Anlage II beigefügt ist. 

Der Wortlaut im ersten Absatz des vorgesehenen 
Briefwechsels ist mit dem im Abkommen über han- 
delspolitische Zusammenarbeit mit Indien enthal- 
tenen Text identisch. Im Zusammenhang mit dem 
Abschluß der Verhandlungen mit Indien gemäß 
Artikel XXIV Abs. 6 des GATT, stellt sich die Frage 
nach der genauen Auslegung der durch die Gemein- 
schaft eingegangenen Verpflichtung zur Bindung der 
bereits autonom angewandten Zollaussetzungen. Ein 
Notenwechsel zwischen Indien und der Kommission 
war nötig, um diese Angelegenheit zu klären. Um 
mit Sri Lanka jedes Mißverständnis zu vermeiden, 
kam man überein, daß dieser Punkt auf ähnliche 
Weise geregelt wird. 

6. Nach Auffassung der Kommission wird die Dele- 
gation von Sri Lanka, nachdem sie ihre Regierung 


konsultiert hat, keinerlei Abänderungen bei den 
vorgeschlagenen Texten und ihren Anlagen verlan- 
gen, die das Verhandlungsergebnis zwischen den 
Delegationen Sri Lankas und der Gemeinschaft dar- 
stellen. Die Kommission glaubt auch, daß der Inhalt 
des vorgeschlagenen Abkommens den Richtlinien 
des Rates entspricht. 

Infolgedessen empfiehlt die Kommission dem Rat: 

— festzustellen, daß die Kommission dem Ersuchen 
des Rates entsprochen hat, die Möglichkeit zu 
erkunden, ob in das Abkommen eine Klausel 
über den Zugang der Gemeinschaft zu den 
Bodenschätzen Sri Lankas eingefügt werden 
kann; 

— zu erklären, daß die Gemeinschaft bereit ist, die 
von Sri Lanka erwünschten Zollzugeständnisse 
zu gewähren; 

— die Verfahren zur Unterzeichnung und zum Ab- 
schluß des Abkommens mit Sri Lanka einzu- 
leiten. 

7. Im Hinblick auf den Abschluß des Abkommens 
übersendet die Kommission hiermit dem Rat: 

— eine Empfehlung einer Verordnung (EWG) des 
Rates über den Abschluß des Abkommens über 
handelspolitische Zusammenarbeit mit Sri Lanka. 
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